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Grüne begraben Vermögensteuer

Grüne begraben Vermögensteuer<br /><br />Die Grünen wollen, dass der Staat weniger ausgibt und mehr einnimmt als derzeit. Auf diesem Weg sollen
die Vorgaben der Schuldenbremse sogar übertroffen und Überschüsse erzielt werden. Dieses Ziel will die Partei ohne Vermögensteuer erreichen - dafür
aber viele andere Steuern erhöhen.<br />Bündnis 90/Die Grünen wollen den Spitzensteuersatz der Einkommenssteuer anheben, Ermäßigungen der
Mehrwertsteuer streichen und die Abgeltungssteuer abschaffen, um Kapitalerträge stattdessen mit dem jeweiligen Einkommenssteuersatz zu belasten.
So sieht es das kürzlich präsentierte Konzept "Nachhaltig aus der Schuldenkrise" der parteinahen Heinrich-Böll-Stiftung vor.<br />Neben vielen
Zumutungen birgt der Bericht auch eine Reihe sinnvoller Vorschläge, wie der Staat seine Produktivität erhöhen und Prioritäten so setzen kann, dass
finanzielle Spielräume für die Modernisierung der Infrastruktur entstehen. Indem etwa Steuervergünstigungen gestrichen und soziale Leistungen besser
auf Bedürftige zugeschnitten werden, lassen sich Mittel für den Straßenbau und die Schulen mobilisieren sowie Rücklagen für künftig zu zahlende
Beamtenpensionen bilden.<br />Die Autoren betonen zudem, dass die Unternehmen nicht zusätzlich belastet werden sollen, weil die
Unternehmenssteuern in Deutschland im internationalen Vergleich angemessen seien. Diese Erkenntnis passt jedoch nicht zur geplanten Anhebung der
Einkommenssteuer, die zahlreiche Personenunternehmer in Deutschland stärker belasten würde. Immerhin haben die Experten der Böll-Stiftung
eingesehen, dass eine Vermögensteuer die Substanz von Unternehmen aufzehren kann - und die Forderung des einstigen grünen Spitzenkandidaten
Jürgen Trittin aus der Vorschlagsliste gestrichen.<br />Finanzkonzept<br />Bericht der finanzpolitischen Kommission der Heinrich-Böll-Stiftung:
Nachhaltig aus der Schuldenkrise - für eine finanzpolitische Zeitenwende<br /><br />Institut der deutschen Wirtschaft Köln e.V. IW Köln<br
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Das Institut der deutschen Wirtschaft Köln ist das führende private Wirtschaftsforschungsinstitut in Deutschland. Wir vertreten eine klare
marktwirtschaftliche Position. Es ist unser Auftrag, das Verständnis wirtschaftlicher und gesellschaftlicher Prozesse in Politik und Öffentlichkeit zu festigen
und zu verbessern. Wir analysieren Fakten, zeigen Trends, ergründen Zusammenhänge ? über die wir die Öffentlichkeit auf vielfältige Weise informieren.
Wir forschen nicht im Elfenbeinturm: Unsere Erkenntnisse sollen Diskussionen anstoßen. Unsere Ergebnisse helfen, die richtigen Entscheidungen zu
treffen. Als Anwalt marktwirtschaftlicher Prinzipien entwerfen wir für die deutsche Volkswirtschaft und die Wirtschaftspolitik die bestmöglichen Strategien
und fordern und fördern deren Umsetzung.
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